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Am 1. Januar 2023 wird Hartz IV durch das neue Bürger- 
geld ersetzt. Hartz IV mag, seit es 2005 als Teil der Agen-
da 2010 eingeführt wurde, dazu beigetragen haben, dass 
sich die Arbeitslosigkeit von rund fünf Millionen im Jahr 
2005 bis heute auf weniger als die Hälfte reduziert hat. 
Wenn überhaupt, dann wurde das durch eine Kombina-
tion von Fordern (beispielsweise drohen Sanktionen, 
wenn ein Arbeitsloser einen „zumutbaren“ Job nicht 
annimmt) und Fördern (durch Weiterqualifizierung der 
Arbeitslosen) erreicht. Allerdings hatte Hartz IV von 
Anfang an ein Imageproblem. Es wurde als unwürdig 
empfunden, und Arbeitslose nahmen eine Arbeit in vie-
len Fällen nur auf, weil Sanktionen sie dazu zwangen. Oft 
führte das zu kurzen und unproduktiven Arbeitsverhält-
nissen.
Die Einführung des Bürgergeldes sollte daher drei Ziele 
erreichen: Erstens, die Arbeitsanreize erhöhen. Zwei-
tens, die Würde von Bedürftigen wiederherstellen. Und 
drittens, das schlechte Image von Hartz IV loswerden. 
Von diesen drei Zielen wurde leider nur das letzte er-
reicht: Der neue Name reduziert das Stigma, Grund- 
sicherung zu erhalten. Die anderen beiden Ziele werden 
dagegen nicht erreicht. Es ist noch immer so, dass der 
Grenzsteuersatz, also der Steuersatz, der auf den ersten 
hinzuverdienten Euro angewendet wird, für Bürger- 
geldempfänger sehr hoch ist, da fast der gesamte Zu-
verdienst auf das Bürgergeld angerechnet werden muss 
und es entsprechend reduziert. Wer Bürgergeld emp-
fängt, hat daher wenig Anreiz, eine bezahlte Tätigkeit im  
Niedriglohnsektor aufzunehmen, obwohl der Mindest-
lohn immerhin um knapp 25% auf zwölf Euro in der 
Stunde angehoben wurde. Dieser Fehlanreiz hat übri-
gens mit der Erhöhung des Mindestsatzes für eine allein-
stehende Person um rund 50 Euro auf knapp über 500 
Euro im Monat (plus Wohnungskosten) nichts zu tun.
Da die Anreize zur Arbeitsaufnahme fehlen, wird wei-
terhin auf Sanktionen, das heißt auf Zwang gesetzt. 
Auch wenn die Sanktionen etwas gelockert wurden, ist 
es doch noch immer der Einzelfallentscheidung des zu-
ständigen Mitarbeiters im Jobcenter überlassen, ob eine 
bestimmte Arbeit dem Empfänger zuzumuten ist. Wenn 
eine solche Arbeit nicht aufgenommen wird, kann das 
Bürgergeld signifikant gekürzt werden. Die Unwürdig-
keit dieser Art von Kontrolle ist also auch im neuen Bür-
gergeld gegeben.

Was wäre die Alternative? Ein bedingungsloses Grund-
einkommen würde sowohl die Arbeitsanreize verbes-
sern als auch die Macht der Arbeitsagenturen brechen, 
zu entscheiden, welche Arbeit aufgenommen wird. 
Bedingungslos bedeutet: Jeder bekommt das Grund-
einkommen und kann unbegrenzt dazuverdienen. Un-
würdige Verhandlungen mit der Arbeitsagentur über 
„zumutbare“ Arbeit würden der Vergangenheit ange- 
hören. Zudem wäre es, wenn man alle anderen Sozial-
leistungen streicht, mit dem gegenwärtigen Steuer- 
system zu finanzieren. Und: Unter der vorherrschenden 
Arbeitskräfteknappheit wäre es relativ leicht einzufüh-
ren gewesen. Leider eine verpasste Chance mehr der ge-
genwärtigen Regierung.     
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